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Es ist keine Übertreibung festzustellen, dass wir uns aktuell mit 
den größten Herausforderungen seit dem Ende des 2. Weltkrie-
ges konfrontiert sehen. Die gewohnte Sicherheitsarchitektur in 
Europa liegt in Trümmern. 

Wohin man schaut, türmt sich Investitionsbedarf auf 

Der russische Überfall auf die Ukraine akzentuiert die Dringlich-
keit der ohnehin überfälligen Energiewende weiter. Der Investi-
tionsbedarf ist enorm, um uns möglichst schnell von der Abhän-
gigkeit von russischer Energie, vor allem Gas, zu befreien.   

Der Handlungsdruck und die Finanzierungslücke dürften noch 
zunehmen, wenn die EU letztlich, entgegen der (Noch-) Wider-
stände Berlins, einen Einfuhrstopp für russische Energie be-
schließen sollte. Die Stimmen hierfür werden immer lauter und 
vielfältiger. Oder wenn Putin den Hahn von sich aus abdreht. 

Hinzu kommen massive Ausgaben zugunsten der Landesvertei-
digung. Die transitorischen Kosten der Klimapolitik fallen zusätz-
lich an. 

Wie tief die durch die Verschärfung der Sanktionen erzeugte 
Wirtschaftskrise würde, lässt sich seriös kaum sagen. Energie-
intensive Branchen wie Chemie und Schwerindustrie würden be-
sonders hart getroffen. Kurzarbeit und Firmenpleiten würden 
dann nicht ausbleiben. Staatliche Stützungsausgaben würden 
weiter steigen. 

Wie sollte die Wirtschaftspolitik darauf reagieren?  

Sicherlich könnten wir alle notwendigen Ausgaben allein durch 
eine zusätzliche Neuverschuldung stemmen. Der Bund ist 
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solvent und kann sich zu extrem niedrigen Zinsen verschulden. 
Nachfolgende Generationen würden die Kosten tragen.  

Aber: Unseren Kindern und Enkeln hinterlassen wir bereits ein 
finanziell prekäres öffentliches Gesundheits- und Pflegesystem 
und ein Rentensystem auf tönernen Füßen, von den Klimarisi-
ken ganz zu schweigen. Sie nun auch noch für die politischen 
Versäumnisse unserer Generation zahlen zu lassen, ist aus dem 
Blickwinkel der Generationengerechtigkeit schwer zu vertreten, 
von einer Unvereinbarkeit mit der im Grundgesetz verankerten 
Schuldenbremse einmal ganz abgesehen. 

Besondere Situationen erfordern besondere Maßnahmen 

Das letzte Mal, dass sich Deutschland solchen Herkulesaufga-
ben gegenübersah, war die Deutsche Vereinigung. Damals ent-
schied man sich für ein „Sonderopfer“ in Form des Solidaritäts-
zuschlags. Die Einführung des „Soli“ wurde 1991 übrigens auch 
mit einer „Mehrbelastung (…) aus dem Konflikt am Golf“ und ei-
ner „Unterstützung der Länder in Mittel-, Ost- und Südeuropa“ 
begründet. Der Soli sollte die Finanzierung der einmaligen Her-
ausforderung, aber auch der damit einhergehenden enormen 
Chance, auf solide und sozial ausgewogene Füße stellen.  

Was damals richtig war, ist heute nicht falsch!  

Wenn die derzeitige Situation keine temporären (!) Steuererhö-
hungen rechtfertigt, wann denn sonst? Die Abbildung zeigt, dass 
die Steuerquote in Deutschland im internationalen Vergleich 
noch sehr moderat ist. Die Politik muss den Bürgerinnen und 
Bürgern erklären, dass diese gewaltigen Ausgaben nicht allein 
aus den laufenden Einnahmen allein gedeckt werden können.  
Die Zeitenwende gibt es nicht zum Nulltarif.   
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Diese Publikation wird von der LBBW nicht an Personen in den USA vertrieben und die LBBW beab-
sichtigt nicht, Personen in den USA anzusprechen. 

Aufsichtsbehörden der LBBW: Europäische Zentralbank (EZB), Sonnemannstraße 22, 60314 Frankfurt 
am Main und Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Graurheindorfer Str. 108, 53117 
Bonn / Marie-Curie-Str. 24-28, 60439 Frankfurt. 
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